
Antwort
der Bundesregierung
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Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/17481 –

Mindestlöhne − Kontrollen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit im Jahr 2019

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) hat mittlerweile vielfältige Auf-
gaben. Neben den sensiblen Branchen nach § 2a des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes (SchwarzArbG) kontrolliert die FKS die Branchenmindest-
löhne, die Lohnuntergrenze in der Leiharbeitsbranche und auch den gesetz-
lichen Mindestlohn. Im letzten Jahr hat die FKS weitere Aufgaben im Rahmen 
des Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch er-
halten.

Die Prüfungen der FKS sind nach Ansicht der Fragesteller dringend not-
wendig, um einen fairen Wettbewerb zu garantieren. Die Kontrollen sind auch 
wichtig, damit die Beschäftigten entsprechend den gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen entlohnt werden und Arbeitsausbeutung verhindert wird. Voraus-
setzung dafür ist eine ausreichende Kontrolldichte, und dies erfordert eine 
gute personelle Ausstattung der FKS.

 1. Für wie viele Betriebe bzw. Beschäftigte hatte die FKS im Jahr 2019 
nach Kenntnis der Bundesregierung insgesamt Kontrollkompetenzen?

Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zollverwaltung hat grundsätzlich 
für alle Betriebe mit mindestens einer Arbeitnehmerin oder einem Arbeit-
nehmer Kontrollkompetenz. Nach Auswertung der Beschäftigungsstatistik der 
Bundesagentur für Arbeit gab es in Deutschland zum Stichtag 30. Juni 2019 
insgesamt rund 3,1 Millionen Betriebe mit mindestens einem sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten oder einem geringfügig Beschäftigten. Rund 
38,3 Millionen Personen waren insgesamt in diesen Betrieben beschäftigt, da-
von standen rund 33,4 Millionen in einem sozialversicherungspflichtigen und 
rund 4,9 Millionen in einem ausschließlich geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnis.
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a) Für welche allgemeinverbindlich erklärten Branchenmindestlöhne 
nach § 7 bzw. § 7a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AentG) hatte 
die FKS im Jahr 2019 Kontrollkompetenzen, und für wie viele Be-
triebe bzw. Beschäftigte galten jeweils diese Branchenmindestlöhne;

Branchenmindestlöhne nach § 7 oder § 7a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
(AEntG) bestanden im Verlauf des Jahres 2019 in den folgenden Branchen:
– Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten oder Dritten 

Buch Sozialgesetzbuch
– Bauhauptgewerbe
– Dachdeckerhandwerk
– Gebäudereinigung
– Gerüstbauer-Handwerk
– Maler- und Lackiererhandwerk
– Pflegebranche (Rechtsverordnung nach § 11 AEntG)
– Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk.
Die Zahlen der von den zum Stichtag 31. Dezember 2019 geltenden Branchen-
mindestlöhnen nach dem AEntG erfassten Beschäftigten lassen sich folgender 
Tabelle entnehmen:

Branche mit Mindestlöhnen nach dem AEntG Zahl der Be-
schäftigten 20191

Aus- u. Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten 
oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch rd. 22.000
Bauhauptgewerbe rd. 500.000
Dachdeckerhandwerk rd. 64.000
Elektrohandwerk2 rd. 445.000
Gebäudereinigung rd. 1.000.000
Gerüstbauer-Handwerk rd. 30.000
Maler- und Lackiererhandwerk rd. 95.000
Pflegebranche rd. 900.000
Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk rd. 11.000

1Die Daten geben den jeweiligen Stand zum Erlass der Rechtsverordnung wieder.
2Allgemeinverbindlicherklärung mit den Wirkungen gemäß § 3 AEntG ff.

Die Angaben basieren zum Teil auf amtlichen Statistiken (zum Beispiel der 
Bundesagentur für Arbeit und des Statistischen Bundesamtes). Da diese nicht 
in jedem Fall mit dem Geltungsbereich des jeweiligen Tarifvertrags überein-
stimmen, wird zum Teil auch auf Angaben der Tarifvertragsparteien zurück-
gegriffen. Da die Zahl der Betriebe nicht Gegenstand der Prüfung im Rahmen 
der Verordnungsverfahren nach dem AEntG ist, liegen hierfür keine belastbaren 
Daten vor.

b) für welche Branchen (ohne Branchenmindestlöhne) hatte die FKS im 
Jahr 2019 Kontrollkompetenzen entsprechend § 2a SchwarzArbG, und 
wie viele Betriebe bzw. Beschäftigte waren in den jeweiligen Bran-
chen davon betroffen, und

§ 2a des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG) umfasst die 
Branchen Baugewerbe, Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, Personen-
beförderungsgewerbe, Speditions-, Transport- und damit verbundenes Logistik-
gewerbe, Schaustellergewerbe, Unternehmen der Forstwirtschaft, Gebäude-

Drucksache 19/18583 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



reinigungsgewerbe, Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen 
und Ausstellungen beteiligen, Fleischwirtschaft, Prostitutionsgewerbe und 
Wach- und Sicherheitsgewerbe.
Die Branchen im Katalog des § 2a SchwarzArbG lassen sich mit der amtlichen 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit basierend auf der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige (WZ 2008) nicht exakt abbilden. Da sonst keine gesonderten 
Erhebungen zu der Anzahl der Betriebe und Beschäftigten in den in § 2a 
SchwarzArbG genannten Branchen vorliegen, wurden Annäherungswerte aus 
der WZ 2008 abgeleitet. In der folgenden Tabelle wird jeweils die Anzahl der 
Betriebe und Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und aus-
schließlich geringfügig Beschäftigte) für die gesamte Branche zum Stichtag 
30. Juni 2019 ausgewiesen. Das gilt auch für die Branchen Baugewerbe und 
Gebäudereinigungsgewerbe in § 2a SchwarzArbG, die teilweise von Branchen-
mindestlöhnen nach dem AEntG erfasst sind und aufgrund fehlender belast-
barer Daten nicht differenziert dargestellt werden können (vgl. Antwort zu 
Frage 1a). Die Branche Prostitutionsgewerbe wird von der WZ 2008 nicht als 
eigener oder vergleichbarer Wirtschaftszweig erfasst und kann daher nicht ge-
sondert ausgewiesen werden.

Branchen
§ 2a SchwarzArbG

ausgewählte Wirt-
schaftszweige der 
WZ 2008

Zahl der 
Betriebe*

Zahl der sozial-
versicherungs-
pflichtig Beschäf-
tigten

Zahl der aus-
schließlich 
geringfügig 
Beschäftigten

Baugewerbe Baugewerbe 269.117 1.896.005 187.342
Gaststätten- und
Beherbergungsgewerbe

Gastgewerbe 214.644 1.109.106 624.727

Personenbeförderungs-
gewerbe

Verkehr und Lagerei 95.882 1.837.761 298.459

Speditions-, Transport- und 
damit verbundenes Logistik-
gewerbe
Schaustellergewerbe Selbstständige Artistin-

nen und Artisten, Zirkus-
gruppen sowie Erbrin-
gung von Dienstleistun-
gen der Unterhaltung 
und der Erholung a. n. g.

2.427 10.035 8.363

Unternehmen der Forst-
wirtschaft

Forstwirtschaft 2.367 8.062 1.903

Gebäudereinigungsgewerbe Reinigung von Gebäu-
den, Straßen und Ver-
kehrsmitteln

41.617 572.891 263.608

Unternehmen, die sich am 
Auf- und Abbau von Messen 
und Ausstellungen beteiligen

Messe-, Ausstellungs- 
und Kongressveranstal-
ter

3.381 31.736 7.984

Fleischwirtschaft Schlachten und Fleisch-
verarbeitung

8.566 165.669 23.797

Wach- und Sicherheits-
gewerbe

Wach- und Sicherheits-
dienste sowie Detekteien

6.161 179.553 40.149

*Betriebe und Beschäftigte nach der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit zum 
Stichtag 30. Juni 2019.
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c) für wie viele Betriebe und Beschäftigte galt im Jahr 2019 die von der 
FKS zu prüfende Lohnuntergrenze in der Leiharbeitsbranche

(wenn Zahlen nicht exakt vorliegen, reichen Schätzwerte)?

Die Dritte Verordnung über eine Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmerüber-
lassung vom 26. Mai 2017 (BAnz AT 31.05.2017 V1), die am 1. Juni 2017 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2019 außer Kraft getreten ist, fand 
nach ihrem § 1 Anwendung auf alle Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Ent-
leiher) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer) im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit zur Arbeits-
leistung überlassen. Sie fand danach auch auf Arbeitsverhältnisse zwischen 
einem im Ausland ansässigen Verleiher und seinen im Inland beschäftigten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Anwendung. Damit fand das in § 2 der 
Verordnung geregelte Mindeststundenentgelt als verbindliche Lohnuntergrenze 
auf alle in Deutschland beschäftigten Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer Anwendung.
Die Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer lag nach der Be-
schäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit im Juni 2019 bei rund 
896.000; die Zahl der Verleihbetriebe bei rund 51.000. Die Anzahl der Verleih-
betriebe ist nicht identisch mit der Zahl der Arbeitgeber, die eine Verleiherlaub-
nis besitzen, da ein Arbeitgeber mehrere Betriebe in verschiedenen Regionen 
besitzen kann.
Außerdem ist zu berücksichtigen, dass Prüfungen durch die FKS nicht nur bei 
Verleihbetrieben, sondern auch bei Entleihbetrieben stattfinden. Dies gilt umso 
mehr, als Leiharbeitskräfte gemäß § 8 Absatz 3 AEntG auch einen Anspruch 
auf Gewährung der für ihre Einsatztätigkeit gültigen Mindestarbeitsbedingun-
gen haben. Werden Leiharbeitnehmerinnen oder Leiharbeitnehmer mit Tätig-
keiten beschäftigt, die unter den Geltungsbereich eines für allgemeinverbind-
lich erklärten Tarifvertrags nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 sowie die §§ 5 und 6 
AEntG oder einer Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a AEntG fallen, muss 
der Verleiher mindestens die in diesem Tarifvertrag oder in dieser Rechtsver-
ordnung geregelten Arbeitsbedingungen gewähren. Dies gilt ausdrücklich auch 
dann, wenn der Betrieb des Entleihers nicht in den fachlichen Geltungsbereich 
des Tarifvertrags oder der Rechtsverordnung fällt.

 2. Wie viele Kontrollen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung ins-
gesamt von der FKS im Jahr 2019 durchgeführt, und wie viele davon

Im Jahr 2019 wurden insgesamt 54.733 (2018: 53.491) Arbeitgeber von der 
FKS geprüft. Eine Differenzierung nach Prüfungen nach dem Mindestlohn-
gesetz (MiLoG) oder branchenspezifischen Mindestlöhnen nach dem AEntG ist 
bei der statistischen Erfassung nicht vorgesehen. Die Prüfungen der FKS um-
fassen bei jedem Arbeitgeber alle in Betracht kommenden Prüfaufträge. Statis-
tisch erfasst wird lediglich, in welcher Branche geprüft wurde.
Da die Lohnuntergrenze nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) nur 
bei Verleihern nach dem AÜG geprüft werden kann, ist insofern nur bei der 
Branche „Arbeitnehmerüberlassung“ eine derartige Prüfung möglich; allerdings 
können hier auch Prüfungen nach dem AEntG oder dem MiLoG in Betracht 
kommen. Dargestellt werden nachfolgend daher die Arbeitgeberprüfungen 
ohne Differenzierung des Inhalts der Prüfungen. Differenziert ausgewiesen 
werden können auch nur die in § 2a SchwarzArbG genannten Branchen und 
teilweise die im AEntG genannten Branchen, soweit für die jeweiligen Bran-
chen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen statistische Erhebungen vor-
liegen.
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Die Branchen Elektrohandwerk, Gerüstbauer-Handwerk sowie Maler- und 
Lackiererhandwerk konnten für das Jahr 2018 noch nicht gesondert statistisch 
ausgewertet werden und sind in den Zahlen des Bauhauptgewerbes und Bau-
nebengewerbes enthalten.
Das Prostitutionsgewerbe kann für das Jahr 2018 nicht statistisch ausgewertet 
werden. Dort wurde es als Teil der Sonstigen Branchen erfasst.
Die nach Bundesländern differenzierten Daten für das Jahr 2019 sind der An-
lage* zu entnehmen. Da diese Detailauswertungen nur stichtagsbezogen mög-
lich sind, kann es zu marginalen Differenzen zu den im Folgenden angegebe-
nen Gesamtzahlen kommen.

a) in den jeweiligen Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen 
nach dem AEntG;

Arbeitgeber in Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen wurden wie 
folgt geprüft:

Branchen AEntG Jahr
2018 2019

Aus- und Weiterbildungsleistungen 
nach dem Zweiten oder Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch

31 21

Bauhauptgewerbe und Bauneben-
gewerbe 12.943 12.718

Elektrohandwerk

nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

619

Gebäudereinigung 2.149 1.437

Gerüstbauer-Handwerk*

nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

109

Maler- und Lackiererhandwerk

nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

409

Pflegebranche 403 406

Wach- und Sicherheitsgewerbe 680 kein Branchen-
mindestlohn

*Für die Branche Gerüstbauer-Handwerk galt 2019 nicht ganzjährig, sondern nur vom 1. Januar bis 
31. Mai und 1. Juli bis 31. Dezember ein Branchenmindestlohn.

Siehe auch die Anlage* zu Frage 2a.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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b) in der Leiharbeitsbranche;

d) insgesamt in den restlichen anderen Branchen, und

Die Fragen 2b und 2d werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Arbeitgeber in der Branche Arbeitnehmerüberlassung und in den restlichen an-
deren Branchen wurden wie folgt geprüft:

Arbeitnehmerüberlassung und 
andere Branchen

Jahr
2018 2019

Arbeitnehmerüberlassung 1.752 1.569
Sonstige 17.620 18.152

Siehe auch die Anlage* zu den Fragen 2b und 2c.

c) in den jeweiligen Branchen (ohne Branchenmindestlöhne), die unter 
§ 2a SchwarzArbG fallen;

Arbeitgeber in den anderen Branchen (ohne Branchen mit Branchenmindest-
löhnen), die unter § 2a SchwarzArbG fallen, wurden wie folgt geprüft:

Branchen § 2a SchwarzArbG
– soweit nicht auch AEntG –

Jahr
2018 2019

Auf- und Abbau von Messen und 
Ausstellungen

265 169

Fleischwirtschaft 332 340
Forstwirtschaft 93 74
Gaststätten- und Beherbergungs-
gewerbe

9.239 9.610

Personenbeförderungsgewerbe 2.741 1.368
Prostitutionsgewerbe nicht auswertbar 50
Schaustellergewerbe 268 280
Speditions-, Transport- und damit 
verbundenes Logistikgewerbe

4.975 6.135

Wach- und Sicherheitsgewerbe Branchenmindest-
lohn

1.267

Auf die Anlage* zu Frage 2c wird verwiesen.

e) in welchen Branchen gab es Schwerpunktprüfungen

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen von 2018, und bitte in einer separa-
ten Anlage die Zahlen für 2019, auch differenziert nach Bundeslän-
dern)?

Im Jahr 2019 wurden bundesweite Schwerpunktprüfungen in den Branchen 
Kurier-, Express- und Paketdienstleister, Bauhaupt- und Baunebengewerbe, 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, Speditions-, Transport- und damit 
verbundenem Logistikgewerbe sowie Wach- und Sicherheitsgewerbe durch-
geführt.
Ergänzend wurde eine bundesweite Prüfaktion in Branchen mit hohem Risiko 
für Verstöße gegen Mindestlohnvorschriften durchgeführt. Diese Sonderprü-
fung umfasste unter anderem Spielhallen, das Personenbeförderungsgewerbe, 

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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das Wach- und Sicherheitsgewerbe, das Gaststätten- und Beherbergungsge-
werbe sowie Friseur-, Kosmetik- und Nagelstudios.
Regionale Schwerpunktprüfungen fanden in den Branchen Getränkeeinzelhan-
del, Kioske, Tankstellenshops, Frisör-, Kosmetik-, und Nagelstudios, Landwirt-
schaft, Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe und in Fitnessstudios statt.
Im Jahr 2018 wurden bundesweite Schwerpunktprüfungen in den Branchen 
Personenbeförderungsgewerbe mit dem Schwerpunkt Taxigewerbe, Bauhaupt-
gewerbe mit den Schwerpunkten Trocken- und Montagebauarbeiten, Gast-
stätten- und Beherbergungsgewerbe, Gebäudereinigungsgewerbe und Arbeit-
nehmerüberlassung (Mindestarbeitsentgelte bei Arbeitnehmerüberlassung) 
durchgeführt. Darüber hinaus erfolgte eine bundesweite Sonderprüfung in ver-
schiedenen Branchen, die besonders von Mindestlohnverstößen betroffen sind. 
Regionale Schwerpunktprüfungen wurden in den Branchen Landwirtschaft, 
Briefdienstleister/Paketshops, Auf- und Abbau von Messen, Fleischwirtschaft 
und Callcenter durchgeführt.

 3. Wie viele Verstöße hat die FKS nach Kenntnis der Bundesregierung ins-
gesamt im Jahr 2019 aufgedeckt, und wie viele davon waren

Die nach Bundesländern differenzierten Daten für das Jahr 2019 sind der An-
lage zu entnehmen. Hinsichtlich des Auswertestichtages wird auf die entspre-
chende Erläuterung zu Frage 2 verwiesen.

a) Verstöße gegen den gesetzlichen Mindestlohn nach dem Mindestlohn-
gesetz (MiLoG);

b) Verstöße gegen branchenspezifische Mindestlöhne nach dem AEntG;

c) Verstöße gegen die Lohnuntergrenze in der Leiharbeit;

Die Fragen 3a, 3b und 3c werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die FKS hat im Jahr 2019 insgesamt 146.296 (2018: 139.470) Ermittlungsver-
fahren eingeleitet, davon 3.010 wegen Nichtgewährung des gesetzlichen Min-
destlohns nach dem MiLoG (2018: 2.740), 1.866 wegen Nichtgewährung bran-
chenspezifischer Mindestlöhne nach dem AEntG (2018: 1.732) und 97 wegen 
Verstoßes gegen die Lohnuntergrenze nach dem AÜG (2018: 101).
Auf die Anlage* zu den Fragen 3a bis 3c wird verwiesen.

d) Verstöße in Branchen (ohne Branchenmindestlöhne), die in § 2a 
SchwarzArbG aufgeführt sind, und

Die FKS hat in Branchen (ohne Branchen mit Branchenmindestlöhnen, vgl. 
Antwort zu Frage 2c), die in § 2a SchwarzArbG aufgeführt sind, insgesamt 
21.162 Ermittlungsverfahren eingeleitet (2018: 25.966).
Auf die Anlage* zu Frage 3d wird verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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e) andere Verstöße (bitte die fünf häufigsten Verstöße benennen)

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen von 2018, und bitte in einer separa-
ten Anlage die Zahlen für 2019, auch differenziert nach Bundeslän-
dern)?

Die FKS hat – ohne Verstöße wegen Nichtgewährung des gesetzlichen Min-
destlohns nach dem MiLoG, wegen Nichtgewährung branchenspezifischer 
Mindestlöhne nach dem AEntG und wegen Verstoßes gegen die Lohnunter-
grenze nach dem AÜG – insgesamt 141.323 Ermittlungsverfahren eingeleitet 
(2018: 134.897). Am häufigsten wurden bundesweit und in den Bundesländern 
Ermittlungsverfahren wegen Leistungsmissbrauchs, Vorenthalten und Verun-
treuen von Arbeitsentgelt, unerlaubter Ausländerbeschäftigung, Verstößen nach 
dem AEntG sowie Verstößen nach dem MiLoG eingeleitet. Dies entspricht 
auch den Ergebnissen des Jahres 2018.

 4. Wie viele Ermittlungsverfahren wurden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung im Jahr 2019 insgesamt, und wie viele davon wurden wegen Nicht-
gewährung von Mindestlöhnen und Lohnuntergrenze nach dem MiLoG, 
AEntG und dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) eingeleitet, 
und wie viele davon

Zur Zahl der insgesamt eingeleiteten Ermittlungsverfahren wird auf die Ant-
wort zu den Fragen 3a, 3b und 3c verwiesen.
Wegen Nichtgewährung von Mindestlöhnen und Lohnuntergrenze nach dem 
MiLoG, AEntG und AÜG wurden davon im Jahr 2019 insgesamt 4.973 Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet (2018: 4.573).
Die nach Bundesländern differenzierten Daten für das Jahr 2019 sind der An-
lage zu entnehmen. Hinsichtlich des Auswertestichtages wird auf die entspre-
chende Erläuterung zu Frage 2 verwiesen.
Auf die Anlage* zu Frage 4 wird verwiesen.

a) in den jeweiligen Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen 
nach dem AEntG;

In den jeweiligen Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen nach dem 
AEntG wurden wegen Nichtgewährung von Mindestlöhnen und Lohnunter-
grenze nach dem MiLoG, AEntG und AÜG Ermittlungsverfahren wie folgt ein-
geleitet:

Branchen AEntG Jahr
2018 2019

Aus- und Weiterbildungsleistungen 
nach dem Zweiten oder Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch

7 2

Bauhauptgewerbe und Bauneben-
gewerbe

1.298 1.297

Elektrohandwerk nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

77

Gebäudereinigung 290 417

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.

Drucksache 19/18583 – 8 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Branchen AEntG Jahr
2018 2019

Gerüstbauer-Handwerk nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

2

Maler- und Lackiererhandwerk nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

43

Pflegebranche 52 69
Wach- und Sicherheitsgewerbe 49 kein Branchen-

mindestlohn

Auf die Anlage* zu Frage 4a wird verwiesen.

b) in der Leiharbeitsbranche;

In der Branche Arbeitnehmerüberlassung wurden wegen Nichtgewährung von 
Mindestlöhnen und Lohnuntergrenze nach dem MiLoG, AEntG und AÜG im 
Jahr 2019 114 Ermittlungsverfahren eingeleitet (2018: 91).
Auf die Anlage* zu Frage 4b wird verwiesen.

c) in den jeweiligen Branchen (ohne Branchenmindestlöhnen), die in 
§ 2a SchwarzArbG aufgeführt sind, und

In den Branchen (ohne Branchen mit Branchenmindestlöhnen, vgl. Antwort zu 
Frage 2c, die unter § 2a SchwarzArbG fallen, wurden wegen Verstößen gegen 
Mindestlöhne und Lohnuntergrenze nach dem MiLoG, AEntG und AÜG Er-
mittlungsverfahren wie folgt eingeleitet:

Branchen § 2a SchwarzArbG
– soweit nicht auch AEntG –

Jahr
2018 2019

Auf- und Abbau von Messen und 
Ausstellungen

3 3

Fleischwirtschaft 19 14
Forstwirtschaft 4 7
Gaststätten- und Beherbergungs-
gewerbe

933 912

Personenbeförderungsgewerbe 147 146
Prostitutionsgewerbe nicht auswertbar 0
Schaustellergewerbe 16 6
Speditions-, Transport- und damit 
verbundenes Logistikgewerbe

298 332

Wach- und Sicherheitsgewerbe Branchenmindest-
lohn

55

Auf die Anlage* zu Frage 4c wird verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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d) insgesamt in den restlichen anderen Branchen

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen von 2018, und bitte in einer separa-
ten Anlage die Zahlen für 2019, auch differenziert nach Bundeslän-
dern)?

In den restlichen anderen Branchen wurden im Jahr 2019 insgesamt 1.477 Er-
mittlungsverfahren wegen Nichtgewährung von Mindestlöhnen und Lohnunter-
grenze nach dem MiLoG, AEntG und AÜG eingeleitet (2018: 1.366).
Auf die Anlage* zu Frage 4d wird verwiesen.

 5. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die in Folge von 
Ermittlungsverfahren verhängten Bußgelder im Jahr 2019 insgesamt, und 
wie hoch waren die Bußgelder wegen

Die nach Bundesländern differenzierten Daten für das Jahr 2019 sind der An-
lage zu entnehmen. Hinsichtlich des Auswertestichtages wird auf die entspre-
chende Erläuterung zu Frage 2 verwiesen.

a) Nichtgewährung des gesetzlichen Mindestlohns nach dem MiLoG;

b) Nichtgewährung von branchenspezifischen Mindestlöhnen nach dem
AEntG;

c) Nichtgewährung der Lohnuntergrenze in der Leiharbeit (AÜG);

Die Fragen 5a, 5b und 5c werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Festgesetzt wurden im Jahr 2019 Geldbußen in Höhe von insgesamt 57,4 Mio. 
Euro (2018: 49,3 Mio. Euro), davon 9,5 Mio. Euro wegen Nichtgewährung des 
gesetzlichen Mindestlohns nach dem MiLoG (2018: 6,8 Mio. Euro), 17,2 Mio. 
Euro wegen Nichtgewährung branchenspezifischer Mindestlöhne nach dem 
AEntG (2018: 20,6 Mio. Euro) und 0,4 Mio. Euro wegen Verstößen gegen die 
Lohnuntergrenze nach dem AÜG (2018: 0,3 Mio. Euro).
Auf die Anlage* zu den Fragen 5a bis 5c wird verwiesen.

d) Verstößen in Branchen (ohne Branchenmindestlöhne), die in § 2a 
SchwarzArbG aufgezählt sind, und

Die FKS hat in Branchen (ohne Branchen mit Branchenmindestlöhnen, vgl. 
Antwort zu Frage 2c), die in § 2a SchwarzArbG aufgeführt sind, insgesamt 
Geldbußen in Höhe von 14,1 Mio. Euro festgesetzt (2018: 12,1 Mio. Euro).
Auf die Anlage* zu Frage 5d wird verwiesen.

e) anderen Verstößen insgesamt (bitte auch differenziert nach den fünf 
Verstößen mit den höchsten Bußgeldern)

(bitte mit Vergleichszahlen von 2018, und bitte in einer separaten An-
lage die Zahlen für 2019, auch differenziert nach Bundesländern)?

Die FKS hat – ohne Verstöße wegen Nichtgewährung von Mindestlöhnen und 
der Lohnuntergrenze nach dem MiLoG, AEntG und AÜG – insgesamt Geld-
bußen in Höhe von 30,1 Mio. Euro festgesetzt (2018: 21,6 Mio. Euro). Die 
höchsten Geldbußen wurden bundesweit und in den Bundesländern wegen ille-
galer Arbeitnehmerüberlassung, illegaler Ausländerbeschäftigung, Leistungs-

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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missbrauch und Aufzeichnungs- und Meldepflichtverstößen nach dem AEntG 
und MiLoG festgesetzt. Dies entspricht auch den Ergebnissen des Jahres 2018.
Auf die Anlage* zu Frage 5e wird verwiesen.

 6. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die im Rahmen der 
Ermittlungsverfahren verhängten Bußgelder im Jahr 2019 wegen Nicht-
gewährung von Mindestlöhnen und Lohnuntergrenze nach MiLoG, 
AEntG und AÜG insgesamt, und wie hoch waren die Bußgelder

Wegen Nichtgewährung von Mindestlöhnen und Lohnuntergrenze nach 
MiLoG, AEntG und AÜG wurden im Jahr 2019 insgesamt Geldbußen in Höhe 
von 27,2 Mio. Euro (2018: 27,6 Mio. Euro) festgesetzt.
Die nach Bundesländern differenzierten Daten für das Jahr 2019 sind der An-
lage zu entnehmen. Hinsichtlich des Auswertestichtages wird auf die entspre-
chende Erläuterung zu Frage 2 verwiesen.
Auf die Anlage* zu Frage 6 wird verwiesen.

a) in den jeweiligen Branchen mit spezifischen Mindestlöhnen nach dem 
AEntG;

In den Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen nach dem AEntG 
wurden Geldbußen (in Euro) wie folgt festgesetzt:

Branchen AEntG Jahr
2018 2019

Aus- und Weiterbildungsleistungen 
nach dem Zweiten oder Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch

5.180,00 1.915,00

Bauhauptgewerbe und Bauneben-
gewerbe

19.509.981,40 15.246.851,60

Elektrohandwerk nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

161.658,00

Gebäudereinigung 1.681.439,50 7.795.349,73
Gerüstbauer-Handwerk nicht gesondert 

auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

26.605,00

Maler- und Lackiererhandwerk nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

85.965,00

Pflegebranche 3.046.539,50 1.353.545,39
Wach- und Sicherheitsgewerbe 606.408,50 kein Branchen-

mindestlohn

Auf die Anlage* zu Frage 6a wird verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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b) in der Leiharbeitsbranche;

In der Branche Arbeitnehmerüberlassung wurden im Jahr 2019 Geldbußen in 
Höhe von 1.017.869,70 Euro festgesetzt (2018: 1.190.633,30 Euro).
Auf die Anlage* zu Frage 6b wird verwiesen.

c) in den Branchen (ohne Branchenmindestlöhne), die in § 2a 
SchwarzArbG aufgeführt sind, und

In den anderen Branchen (ohne Branchen mit Branchenmindestlöhnen, vgl. 
Antwort zu Frage 2c, die unter § 2a SchwarzArbG fallen, wurden Geldbußen 
(in Euro) wie folgt festgesetzt:

Branchen § 2a SchwarzArbG
– soweit nicht auch AEntG –

Jahr
2018 2019

Auf- und Abbau von Messen und 
Ausstellungen

79.100,00 12.540,00

Fleischwirtschaft 313.151,00 185.201,00
Forstwirtschaft 32.295,00 45.390,00
Gaststätten- und Beherbergungs-
gewerbe

8.666.445,00 9.027.319,59

Personenbeförderungsgewerbe 631.410,25 512.468,62
Prostitutionsgewerbe nicht auswertbar 0,00
Schaustellergewerbe 64.305,66 86.518,50
Speditions-, Transport- und damit 
verbundenes Logistikgewerbe

2.331.588,10 3.823.199,34

Wach- und Sicherheitsgewerbe Branchenmindest-
lohn

392.514,00

Auf die Anlage* zu Frage 6c wird verwiesen.

d) insgesamt in den restlichen anderen Branchen

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen von 2018, und bitte in einer separa-
ten Anlage die Zahlen für 2019, auch differenziert nach Bundeslän-
dern)?

In den restlichen anderen Branchen wurden im Jahr 2019 insgesamt Geldbußen 
in Höhe von 17.576.362,08 Euro festgesetzt (2018: 11.124.172,52 Euro).
Auf die Anlage* zu Frage 6d wird verwiesen.

 7. Wie viele Ermittlungsverfahren gab es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung im Jahr 2019 aufgrund des Verdachts auf Veruntreuung und Vorent-
haltung von Arbeitsentgelt nach § 266a des Strafgesetzbuches (StGB) 
insgesamt, und wie viele davon

Aufgrund des Verdachts auf Vorenthaltung und Veruntreuung von Arbeitsent-
gelt nach § 266a StGB wurden in der Arbeitsstatistik der FKS im Jahr 2019 
insgesamt 16.441 (2018: 15.888) abgeschlossene Ermittlungsverfahren erfasst.
Die nach Bundesländern differenzierten Daten für das Jahr 2019 sind der An-
lage zu entnehmen. Hinsichtlich des Auswertestichtages wird auf die entspre-
chende Erläuterung zu Frage 2 verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlag wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) werden nur die Fälle erfasst, die 
der Polizei im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung bekannt werden. Im Jahr 
2019 wurden in der PKS 9.884 Delikte (2018: 10.948) wegen des Vorenthaltens 
und Veruntreuens von Arbeitsentgelt erfasst. Nach Bundesländern differenzier-
te Zahlen aus der PKS für das Jahr 2019 liegen noch nicht abschließend vor.
Auf die Anlage* zu Frage 7 wird verwiesen.

a) in den jeweiligen Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen 
nach dem AEntG;

In den Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen nach dem AEntG 
wurden wegen des Verdachts auf Vorenthaltung und Veruntreuung von Arbeits-
entgelt nach § 266a StGB Ermittlungsverfahren wie folgt abgeschlossen:

Branchen AEntG Jahr
2018 2019

Aus- und Weiterbildungsleistungen 
nach dem Zweiten oder Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch

8 10

Bauhauptgewerbe und Bauneben-
gewerbe

4.235 4.707

Elektrohandwerk nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

83

Gebäudereinigung 813 932
Gerüstbauer-Handwerk nicht gesondert 

auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

13

Maler- und Lackiererhandwerk nicht gesondert 
auswertbar, Teil 
von Bauhaupt-
gewerbe und Bau-
nebengewerbe

61

Pflegebranche 729 1.152
Wach- und Sicherheitsgewerbe 416 kein Branchen-

mindestlohn

Auf die Anlage* zu Frage 7a wird verwiesen.

b) in der Leiharbeitsbranche;

In der Branche Arbeitnehmerüberlassung wurden wegen des Verdachts auf Vor-
enthaltung und Veruntreuung von Arbeitsentgelt nach § 266a StGB im Jahr 
2019 168 Ermittlungsverfahren abgeschlossen (2018: 142).
Auf die Anlage* zu Frage 7b wird verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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c) in den jeweiligen Branchen (ohne Branchenmindestlöhne), die in § 2a 
SchwarzArbG aufgeführt sind, und

In den Branchen (ohne Branchen mit Branchenmindestlöhnen, vgl. Antwort zu 
Frage 2c), die unter § 2a SchwarzArbG fallen, wurden wegen des Verdachts auf 
Vorenthaltung und Veruntreuung von Arbeitsentgelt nach § 266a StGB Ermitt-
lungsverfahren wie folgt abgeschlossen:

Branchen § 2a SchwarzArbG
– soweit nicht auch AEntG –

Jahr
2018 2019

Auf- und Abbau von Messen und 
Ausstellungen

12 35

Fleischwirtschaft 86 83
Forstwirtschaft 32 18
Gaststätten- und Beherbergungs-
gewerbe

2.886 2.806

Personenbeförderungsgewerbe 429 465
Prostitutionsgewerbe nicht auswertbar 1
Schaustellergewerbe 48 38
Speditions-, Transport- und damit 
verbundenes Logistikgewerbe

1.264 1.227

Wach- und Sicherheitsgewerbe Branchenmindest-
lohn

366

Auf die Anlage* zu Frage 7c wird verwiesen.

d) insgesamt in den restlichen anderen Branchen

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen von 2018, und bitte in einer separa-
ten Anlage die Zahlen für 2019, auch differenziert nach Bundeslän-
dern)?

In den restlichen anderen Branchen wurden wegen des Verdachts auf Vorent-
haltung und Veruntreuung von Arbeitsentgelt nach § 266a StGB im Jahr 2019 
insgesamt 4.276 Ermittlungsverfahren abgeschlossen (2018: 4.788).
Auf die Anlage* zu Frage 7d wird verwiesen.

 8. In welcher Höhe wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Jahr 2019 Geldstrafen sowie Freiheitsstrafen wegen Veruntreuung und 
Vorenthaltung von Arbeitsentgelt nach § 266a StGB insgesamt verhängt, 
und wie hoch war der Anteil

Auf Basis der Rückmeldungen der Landesjustizverwaltungen an die FKS zu 
Verurteilungen nach § 266a StGB, wurden im Jahr 2019 Geldstrafen insgesamt 
in einer Höhe von 36,6 Mio. Euro (2018: 8,2 Mio. Euro) und Freiheitsstrafen 
von insgesamt 1.891 Jahren (2018: 707 Jahre) verhängt.
In der von dem Statistischen Bundesamt jährlich herausgegebenen Strafverfol-
gungsstatistik (Fachserie 10 Reihe 3; www.destatis.de) werden die wegen einer 
Straftat nach § 266a StGB Abgeurteilten und Verurteilten ausgewiesen. Da die 
betreffende Statistik zuletzt für das Jahr 2018 erschienen ist, sind Angaben zu 
dem erfragten Bezugsjahr 2019 nicht möglich. Die für das Vergleichsjahr 2018 
verfügbaren Daten ergeben sich aus den in der Anlage aufgeführten Tabellen. 
Dabei ist zu beachten, dass in der Strafverfolgungsstatistik die Entscheidungen 

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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nur bei dem jeweils schwersten Delikt erfasst werden, das der Entscheidung zu-
grunde liegt. Weitere Angaben im Sinne der Fragestellung sind auf der Grund-
lage der Strafverfolgungsstatistik nicht möglich, da für die Statistik Attribute 
wie bestimmte Branchen grundsätzlich nicht erhoben werden.
Für die Vergleichszahlen von 2017 wird auf die Anlage der Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 19/8830 verwiesen.
Die nach Bundesländern differenzierten Daten für das Jahr 2019 sind der An-
lage zu entnehmen. Hinsichtlich des Auswertestichtages wird auf die entspre-
chende Erläuterung zu Frage 2 verwiesen.
Auf die Anlage* zu Frage 8 wird verwiesen.

a) in den jeweiligen Branchen mit branchenspezifischen Mindestlöhnen 
nach dem AEntG;

Nach der Arbeitsstatistik der FKS wurden in den Branchen mit branchenspezi-
fischen Mindestlöhnen nach dem AEntG wegen Vorenthaltung und Veruntreu-
ung von Arbeitsentgelt nach § 266a StGB Geld- und Freiheitsstrafen wie folgt 
verhängt:

Branchen AEntG Jahr
2018 2019

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

Aus- und Weiterbildungsleistungen nach 
dem Zweiten oder Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch

0 0 12.825 1

Bauhauptgewerbe und Baunebengewerbe 3.072.802 334 3.797.075 508

Elektrohandwerk
nicht gesondert auswertbar,
Teil von Bauhauptgewerbe und 
Baunebengewerbe

37.850 0

Gebäudereinigung 238.520 27 913.000 140

Gerüstbauer-Handwerk
nicht gesondert auswertbar,
Teil von Bauhauptgewerbe und 
Baunebengewerbe

8.510 0

Maler- und Lackiererhandwerk
nicht gesondert auswertbar,
Teil von Bauhauptgewerbe und 
Baunebengewerbe

38.395 0

Pflegebranche 93.950 8 400.800 18
Wach- und Sicherheitsgewerbe 92.225 22 kein Branchenmindestlohn

Auf die Anlage* zu Frage 8a wird verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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b) in der Leiharbeitsbranche;

Nach der Arbeitsstatistik der FKS wurden in der Branche Arbeitnehmerüberlas-
sung wegen Vorenthaltung und Veruntreuung von Arbeitsentgelt nach § 266a 
StGB Geld- und Freiheitsstrafen wie folgt verhängt:

Arbeitnehmerüberlassung Jahr
2018 2019

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

27.200 15 976.446 64

Auf die Anlage* zu Frage 8b wird verwiesen.

c) in den jeweiligen Branchen (ohne Branchenmindestlöhne), die in § 2a 
SchwarzArbG aufgeführt sind, und

Nach der Arbeitsstatistik der FKS wurden in den Branchen (ohne Branchen mit 
Branchenmindestlöhnen, vgl. Antwort zu Frage 2c), die unter § 2a 
SchwarzArbG fallen, wegen Vorenthaltung und Veruntreuung von Arbeitsent-
gelt nach § 266a StGB Geld- und Freiheitsstrafen wie folgt verhängt:

Branchen § 2a SchwarzArbG
– soweit nicht auch AEntG –

Jahr
2018 2019

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

Auf- und Abbau von Messen und Aus-
stellungen 0 0 55.090 2

Fleischwirtschaft 12.300 4 47.010 20
Forstwirtschaft 23.900 1 15.550 4
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 1.137.210 77 2.607.041 105
Personenbeförderungs-gewerbe 129.430 20 388.775 29
Prostitutionsgewerbe nicht auswertbar 0 0
Schaustellergewerbe 1.800 0 42.300 6
Speditions-, Transport- und damit 
verbundenes Logistikgewerbe 923.425 66 1.394.085 123

Wach- und Sicherheitsgewerbe Branchenmindestlohn 555.030 39

Auf die Anlage* zu Frage 8c wird verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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d) insgesamt in den restlichen anderen Branchen

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen von 2018, und bitte in einer separa-
ten Anlage die Zahlen für 2019, auch differenziert nach Bundeslän-
dern)?

Nach der Arbeitsstatistik der FKS wurden in den restlichen anderen Branchen 
wegen Vorenthaltung und Veruntreuung von Arbeitsentgelt nach § 266a StGB 
Geld- und Freiheitsstrafen wie folgt verhängt:

andere als unter a) – c) genannte Branchen Jahr
2018 2019

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

Geldstrafen
(in Euro)

Freiheits-
strafen
(in Jahren)

2.473.970 133 25.268.168 833

Auf die Anlage* zu Frage 8d wird verwiesen.

 9. Wie viele Kontrollen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung von 
der FKS im Rahmen der im Jahr 2019 zusätzlich hinzugekommenen 
Prüfungs- und Ermittlungskompetenzen durchgeführt bezüglich

a) Sozialleistungsbetrug durch Scheinarbeitsverhältnisse und vorge-
täuschter Selbstständigkeit und

b) ausbeuterischen Arbeitsbedingungen?

Die FKS verfolgt bei ihren Prüfungen einen ganzheitlichen Prüfansatz, welcher 
alle in Betracht kommenden Prüfaufträge nach § 2 SchwarzArbG abdeckt. Eine 
Differenzierung nach Kontrollen „der im Jahr 2019 zusätzlich hinzugekomme-
nen Prüf- und Ermittlungskompetenzen“ und „ausbeuterischen Arbeitsbedin-
gungen“ ist daher in der Arbeitsstatistik der FKS nicht vorgesehen.

10. Wie viele Ermittlungsverfahren wurden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung im Rahmen der im Jahr 2019 zusätzlich hinzugekommenen 
Prüfungs- und Ermittlungskompetenzen eingeleitet, und wie hoch waren 
die im Rahmen der Ermittlungsverfahren verhängten Bußgelder bezüg-
lich

a) Sozialleistungsbetrug durch Scheinarbeitsverhältnisse und vorge-
täuschter Selbstständigkeit und

Im vierten Quartal 2019 sind zwölf Ermittlungsverfahren aufgrund vorge-
täuschter Erwerbstätigkeit eingeleitet worden, davon sechs Ermittlungsverfah-
ren wegen organisierten Sozialleistungsmissbrauchs.

b) ausbeuterischen Arbeitsbedingungen

(bitte differenziert nach Branchen)?

Im vierten Quartal 2019 sind zehn Ermittlungsverfahren bezüglich Menschen-
handel bzw. ausbeuterischen Arbeitsbedingungen eingeleitet worden.
Eine Auswertung nach Branchen sowie die Auswertung der Höhe der verhäng-
ten Bußgelder in den o. g. Ermittlungsverfahren ist nicht möglich.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18583 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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11. In wie vielen Fällen und mit welchen Folgen wurde die FKS im 
Jahr 2019 nach Kenntnis der Bundesregierung in ihrem neuen Aufgaben-
bereich „unzulässiges Anbieten und Nachfragen der Arbeitskraft“ tätig 
(bitte nach Platzverweis und Zwangsgeld differenzieren)?

Im vierten Quartal 2019 wurden 18 Prüfungen zu sogenannten „Tagelöhner-
börsen“ bzw. Anbahnungsverhältnissen durchgeführt. Es wurden drei Platzver-
weise erteilt. Auswertungen zur Verhängung von Zwangsgeldern liegen nicht 
vor.

12. In wie vielen Fällen und mit welchen Folgen ist die FKS im Jahr 2019 
nach Kenntnis der Bundesregierung in ihrem neuen Aufgabenbereich, 
Mindeststandards für arbeitgeberseitig gestellte Unterkünfte zu kontrol-
lieren, tätig geworden?

Die FKS verfolgt bei ihren Prüfungen einen ganzheitlichen Prüfansatz, der alle 
in Betracht kommenden Prüfaufträge nach § 2 SchwarzArbG abdeckt, weshalb 
eine Differenzierung in der Arbeitsstatistik der FKS nicht vorgesehen ist (vgl. 
Antwort zu Frage 9).

13. Wie gestaltet sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Kooperation 
der FKS mit Beratungsstellen für die Opfer von Arbeitsausbeutung, und 
wie hat sich die Zahl von Fachberatungsstellen für die Opfer von 
Arbeitsausbeutung im Jahr 2019 bis heute entwickelt?

Die Bundesregierung fördert den Aufbau von Beratungs- und Unterstützungs-
stellen für die Opfer von Zwangsarbeit, Arbeitsausbeutung und Menschen-
handel.
Zur Entwicklung der Zahl von Fachberatungsstellen für die Opfer von Arbeits-
ausbeutung liegen der Bundesregierung keine Daten vor.
Im Rahmen der Kooperation wurden und werden in den Jahren 2019 und 2020 
gemeinsame Workshops von FKS und den Beratungs- und Unterstützungsstel-
len „Servicestelle gegen Arbeitsausbeutung, Zwangsarbeit und Menschenhan-
del“ und „Faire Mobilität“ und den Mitgliedsorganisationen des „Bundesweiten 
Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e. V. (KOK)“ zur Zusammenarbeit 
durchgeführt. Ziel dabei ist unter anderem die Schulung der Beschäftigten der 
FKS. Auch in den Folgejahren sind weitere Workshops und Schulungen mit der 
FKS geplant.

14. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung seit der Ratifi-
zierung des ILO-Protokolls zum Übereinkommen 29 über Zwangsarbeit 
im Jahr 2019 zur Stärkung von Opferrechten ergriffen, und welche sind 
für 2020 geplant?

Am 19. Dezember 2019 wurde das Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschä-
digungsrechts im Bundesgesetzblatt (BGBl. I S. 2652 verkündet. Damit wird 
zum 1. Januar 2024 ein neues Sozialgesetzbuch, das SGB XIV, geschaffen. Mit 
dem neuen SGB XIV liegt sodann ein zukunftsfähiges und klar strukturiertes 
Regelwerk zur Sozialen Entschädigung vor, das insbesondere Betroffene von 
Gewalt und Terror schnell und umfassend unterstützt und ihnen Zugang zu den 
erforderlichen Hilfen verschafft. Den Betroffenen werden Hilfen bereitgestellt, 
die notwendig sind, damit sie so schnell wie möglich wieder in ihren Alltag zu-
rückkehren können und die Folgen der Gewalttat bewältigen.
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15. Wie viele Kontrollen hat die FKS nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Rahmen ihrer neuen Aufgabe bezüglich Kindergeld im Jahr 2019 durch-
geführt, und in wie vielen Fällen wurde dabei eine missbräuchliche Be-
antragung von Kindergeld aufgedeckt?

Die FKS verfolgt bei ihren Prüfungen einen ganzheitlichen Prüfansatz, der alle 
in Betracht kommenden Prüfaufträge nach § 2 SchwarzArbG abdeckt, weshalb 
eine Differenzierung in der Arbeitsstatistik der FKS nicht vorgesehen ist (vgl. 
Antwort zu Frage 9).
Die zur Bekämpfung der missbräuchlichen Inanspruchnahme von Kindergeld 
eingeführten Maßnahmen schließen verschiedene Formen der behördenüber-
greifenden Zusammenarbeit zwischen der FKS und den Familienkassen ein, 
deren Grundsätze in einer am 18. Dezember 2019 geschlossenen Zusammen-
arbeitsvereinbarung geregelt sind. Im vierten Quartal 2019 wurden durch die 
Familienkassen und die FKS acht gemeinsame Prüfungen durchgeführt. Wie 
viele Fälle einer aufgedeckten missbräuchlichen Beantragung von Kindergeld 
auf Prüfungen zurückgehen, die von der FKS durchgeführt wurden oder an de-
nen die FKS beteiligt war, wird statistisch nicht erhoben.

16. In welcher Höhe wurden nach Kenntnis der Bundesregierung Sozialver-
sicherungsbeiträge sowie Säumniszuschläge im Jahr 2019 nachgefordert, 
und wie hoch waren die jeweils tatsächlich vereinnahmten Summen 
(bitte mit Vergleichsangaben von 2018)?

Die FKS teilt Verdachtsfälle den Trägern der Rentenversicherung mit. Aus den 
daraufhin eingeleiteten Prüfungen der Deutschen Rentenversicherung im Zu-
sammenhang mit der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäfti-
gung resultierten folgende Nachforderungen:

Jahr Gesamtsozialversicherungs-
beiträge einschließlich 
Umlagen in Euro

Säumniszuschläge in Euro

2018 345.150.939,75 185.420.364,50
2019 302.478.705,75 154.462.100,50

Die Zahlen für das Jahr 2018 weichen von denen in der Antwort der Bundes-
regierung zu Frage 9 der Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 19/8830 geringfügig ab, da zum damali-
gen Zeitpunkt für das Jahr 2018 nur vorläufige Zahlen vorlagen.
Eine Differenzierung der Nachforderungen nach tatsächlich vereinnahmten 
Summen ist nicht möglich.

17. Wie hoch war im Jahr 2019 die Schadenssumme in der Jahresstatistik des 
Zolls nach Kenntnis der Bundesregierung insgesamt,

a) aus welchen Bestandteilen, und in welcher Höhe jeweils setzt sie sich 
konkret zusammen;

Die in der Jahresstatistik für 2019 ausgewiesene Schadenssumme im Rahmen 
der straf- und bußgeldrechtlichen Ermittlungen beträgt insgesamt 755,4 Mio. 
Euro (2018: 834,8 Mio. Euro). Sie setzt sich zusammen aus nicht gezahlten 
Sozialversicherungsbeiträgen, nicht gezahlten Steuern und „sonstigen Schäden“ 
(insbesondere nicht gezahlte Mindestlöhne und Urlaubskassenbeiträge sowie zu 
Unrecht erhaltene Sozialleistungen).
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Im Jahr 2019 betrug die Schadenssumme aufgrund eigener Ermittlungen für 
nicht gezahlte Sozialversicherungsbeiträge insgesamt 552,0 Mio. Euro (2018: 
617,6 Mio. Euro), für nicht gezahlte Steuern insgesamt 31,1 Mio. Euro (2018: 
38,2 Mio. Euro) und für sonstige Schäden insgesamt 172,3 Mio. Euro (2018: 
178,9 Mio. Euro).

b) wie hoch war der Anteil der Schadenssumme aufgrund der Nicht-
gewährung des gesetzlichen Mindestlohns;

Im Zusammenhang mit Verstößen wegen Nichtgewährung des gesetzlichen 
Mindestlohns nach dem MiLoG betrug die Schadenssumme im Jahr 2019 ins-
gesamt 10,5 Mio. Euro (2018: 11,3 Mio. Euro).

c) wie hoch war der Anteil der Schadenssumme aufgrund der Nicht-
gewährung von branchenspezifischen Mindestlöhnen nach dem 
AEntG;

Im Zusammenhang mit Verstößen wegen Nichtgewährung von branchenspezi-
fischen Mindestlöhnen nach dem AEntG betrug die Schadenssumme im Jahr 
2019 insgesamt 25,9 Mio. Euro (2018: 32,1 Mio. Euro).

d) wie hoch war der Anteil der Schadenssumme aufgrund der Nicht-
gewährung der Lohnuntergrenze in der Leiharbeitsbranche;

Im Zusammenhang mit Verstößen gegen die Lohnuntergrenze nach dem AÜG 
betrug die Schadenssumme im Jahr 2019 insgesamt 0,8 Mio. Euro (2018: 
0,5 Mio. Euro).

e) wie hoch war der Anteil der Schadenssumme in Branchen (ohne Bran-
chenmindestlöhnen), die in § 2a SchwarzArbG aufgeführt sind;

Die Schadenssumme in Branchen (ohne Branchen mit Branchenmindestlöhnen, 
vgl. Antwort zu Frage 2c), die unter § 2a SchwarzArbG fallen, betrug im Jahr 
2019 insgesamt 159,3 Mio. Euro (2018: 149,7 Mio. Euro).

f) wie hoch war der Anteil der Schadenssumme aufgrund Sozialleis-
tungsbetrug durch Scheinarbeitsverhältnisse und vorgetäuschter 
Selbstständigkeit;

Die Arbeitsstatistik der FKS differenziert bei Straftaten und Ordnungswidrig-
keiten nicht nach individuellen Begehungsweisen. Die Höhe des Anteils der 
Schadenssumme aufgrund von Sozialleistungsbetrug durch Scheinarbeitsver-
hältnisse und vorgetäuschter Selbstständigkeit wird daher nicht statistisch er-
fasst.

g) wie hoch war der Anteil der Schadenssumme aufgrund ausbeuteri-
scher Arbeitsbedingungen,

Die Arbeitsstatistik der FKS differenziert bei Straftaten und Ordnungswidrig-
keiten nicht nach individuellen Begehungsweisen. Die Höhe des Anteils der 
Schadenssumme aufgrund von ausbeuterischen Arbeitsbedingungen wird daher 
nicht statistisch erfasst.
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h) und wie hoch war der Anteil der Schadenssumme in den restlichen an-
deren Branchen

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen von 2018)?

Die Schadenssumme in den restlichen anderen Branchen (ohne Branchen mit 
Branchenmindestlöhnen nach AEntG oder AÜG und ohne Branchen die unter 
§ 2a SchwarzArbG fallen) betrug im Jahr 2019 insgesamt 163,8 Mio. Euro 
(2018: 200,9 Mio. Euro).

18. Wie viele Planstellen standen der FKS nach Kenntnis der Bundesregie-
rung bewilligt am 1. Januar 2019 und am 1. Januar 2020 zur Verfügung, 
unter Berücksichtigung der in den Haushalten 2019 und 2020 ausgeb-
rachten Planstellen/Stellen stehen der FKS rechnerisch zum Stichtag 
1. Januar 2019 7.913 und zum Stichtag 1. Januar 2020 8.462 Planstellen/
Stellen zur Verfügung.

a) wie viele Planstellen waren am 1. Januar 2019 und am 1. Januar 
2020 tatsächlich besetzt, und wie viele konnten nicht besetzt werden;

Zum Stichtag 1. Januar 2019 waren 6.609,02 und zum Stichtag 1. Januar 2020 
7.055,84 Planstellen/Stellen besetzt (Stammbesetzung in Arbeitskräften in ope-
rativen FKS-Einheiten).

b) wie viel Personal wurde am 1. Januar 2019 bzw. 1. Januar 2020 an 
welche Behörden, für welchen Zeitraum, abgeordnet;

Im Jahr 2019 waren ein FKS-Beschäftigter des mittleren Dienstes und 13 FKS-
Beschäftigte des gehobenen Dienstes für die Dauer von zwei Monaten bis zu 
einem Jahr an Behörden außerhalb der Zollverwaltung abgeordnet. Einsatz-
bereiche waren hierbei insbesondere das Bundesministerium der Finanzen, die 
Bundespolizei, die Landespolizeien, das Landesamt für Verfassungsschutz 
Hessen sowie die Zentrale Stelle für die Informationstechnik im Sicherheits-
bereich.

c) wie viel Beschäftigte der FKS gingen zwischen 1. Januar 2019 und 
1. Januar 2020 in den Ruhestand bzw. haben aus anderen Gründen 
ihren Dienst aufgegeben, und

Im Jahr 2019 sind insgesamt 78 FKS-Beschäftigte des mittleren Dienstes und 
56 FKS-Beschäftigte des gehobenen Dienstes in den Ruhestand getreten oder 
anderweitig aus dem Dienst ausgeschieden.

d) wie viel Personal wurde der FKS zwischen 1. Januar 2019 und 1. Ja-
nuar 2020 neu zugeführt (bitte nach Nachwuchskräften, Stellenaus-
schreibungen bzw. externer Ausschreibung differenzieren)

(bitte jeweils mit Vergleichsangaben aus 2015, 2016, 2017 und 2018, 
und differenziert nach gehobenem und mittlerem Dienst)?

Im Jahr 2019 wurde Personal in den Laufbahngruppen des mittleren und ge-
hobenen Dienstes im Umfang von insgesamt 950 Beschäftigten zugeführt 
(388 Beschäftigte g. D., 562 Beschäftigte m. D.), davon 395 Beschäftigte als 
Nachwuchskräfte (171 Beschäftigte g. D., 224 Beschäftigte m. D.), 145 Be-
schäftigte durch interne Stellenausschreibungen (58 Beschäftigte g. D., 87 Be-
schäftigte m. D.) sowie 410 Beschäftigte durch externe Ausschreibungen (159 
Beschäftigte g. D., 251 Beschäftigte m. D.).
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Im Übrigen wird auf die jeweiligen Antworten der Bundesregierung zu 
Frage 11 der Kleinen Anfragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
die Bundestagsdrucksachen 19/875 und 19/8830 verwiesen.

19. Wie viele der zusätzlichen 1600 Planstellen, die im Jahr 2014 für die 
Kontrolle des Mindestlohns bewilligt wurden, konnten nach Kenntnis der 
Bundesregierung seither besetzt werden (bitte abzüglich des Personals, 
das gleichzeitig wegen Ruhestand oder anderen Gründen die FKS ver-
lassen hat), und in welchem Jahr werden die 1600 Planstellen (mit Ein-
berechnung der absehbaren Abgänge in den Ruhestand) tatsächlich be-
setzt sein?

Für die Übernahme der Aufgaben nach dem MiLoG wurden der FKS zusätz-
liche 1.600 Planstellen/Stellen zugewiesen, die erst im Jahr 2022 vollständig 
ausgebracht werden. Im Vorgriff darauf wurden der FKS im Zeitraum 2015 bis 
2019 bereits insgesamt 1.600 Nachwuchskräfte zugeführt. Die vorgesehene 
Personalzuführung für die Mindestlohnkontrollen konnte damit erfolgreich ab-
geschlossen werden.

20. Wie viele Planstellen beabsichtigt die Bundesregierung zusätzlich zu den 
im Jahr 2014 bewilligten 1600 Planstellen einzurichten, und in welchem 
Jahr können diese zusätzlichen Stellen realistisch besetzt werden?

Die FKS wird zusätzlich zu den 1.600 Planstellen für Mindestlohnkontrollen 
durch weitere 1.500 Planstellen zur allgemeinen Stärkung der FKS sowie mit 
rund 3.500 Planstellen zur Umsetzung des Gesetzes gegen illegale Beschäfti-
gung und Sozialleistungsmissbrauch gestärkt. Die Planstellen/Stellen laufen der 
Zollverwaltung aufgrund der im Haushalt 2020 ausgebrachten Haushaltsver-
merke Nummern 5 und 6 schrittweise bis zum Jahr 2029 zu.
Die Zollverwaltung war, ist und bleibt bestrebt, die ihr durch den Haushalts-
gesetzgeber zur Verfügung gestellten Planstellen/Stellen vollumfänglich zu be-
setzen. Die Behörden der Zollverwaltung setzen dabei vorrangig und mit Erfolg 
auf selbst ausgebildete Nachwuchskräfte, um eine qualitativ hochwertige Auf-
gabenwahrnehmung durch die FKS-Bediensteten zu erreichen. Für eine erhöhte 
Zuführung von qualifizierten Nachwuchskräften wurden die Einstellungskapa-
zitäten deutlich erhöht. Darüber hinaus wird der Bereich der FKS seit dem Jahr 
2018 auch mit extern eingestelltem Personal gestärkt.
Da die Planstellen/Stellen sukzessive bereitgestellt werden, erfolgt auch die 
Personalzuführung schrittweise. In welchem Jahr die beabsichtigten zusätz-
lichen Planstellen/Stellen tatsächlich besetzt sein werden, kann nicht vorher-
gesagt werden. Die Besetzung von freien Planstellen/Stellen genießt sowohl in 
der Zollverwaltung als auch im Bundesministerium der Finanzen hohe Priori-
tät.
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